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1.
Überprüfung der Qualitätspolitik

Die Analyse, Auswertung und Bewertung der Ergebnis-  und Prozessqualität erfolgte für den Berichtszeitraum auf der Datenbasis:

· Kennzahlenkalender, Qualitätsberichte aus den Regionen

· Ergebnisse des Führungsprozesses Verbesserungsmanagement (FP 03) auf der Grundlage von Internen Auditberichten, Fehlermeldungen, Beschwerden, Vorschlägen der MA

· Audit der DQS im März 2009

· Ergebnisse externer Überprüfungen und Begehungen 

· Monats- und Quartalsberichte

· Wirtschaftsplan

Die Bewertung der Zielerreichung und Standardeinhaltung in der Managementbewertung 2009 folgt der Systematik:

++
Zielerreichung und Standardeinhaltung = 100%, keine Verbesserungsmaßnahmen notwendig.
+

Ziele oder Standards nahezu erreicht, Entwicklung zur 100%igen Ziel- und Standarderreichung positiv, weitere Verbesserungsmaßnahmen noch erforderlich.

-

Ziel nicht erreicht, Standard nicht eingehalten, Korrektur und Verbesserungs-Maßnahmen notwendig.

2. 
Unternehmensführung

2.1
Strategische Unternehmenssteuerung

Die strategische Zielsetzung und Unternehmenssteuerung des LVR-HPH-Netz West orientierte sich auch im Geschäftsjahr 2009 konsequent an der zwischen dem Träger und den drei  LVR-HPH-Netzen  vereinbarten Rahmenstrategie 2012. 

Die systematische Steuerung des LVR-HPH-Netz West erfolgte auf der Basis von Zielvereinbarungen und führte auch im Geschäftsjahr 2009 zu einer systematischen Verfolgung und Erreichung der strategischen Unternehmensziele. 

Die Überprüfung der Zielerreichung der strategischen Ziele 2009 ergab folgendes Ergebnis:

2.1.1.
Ambulant Betreutes Wohnen 

Im LVR-HPH-Netz West konnte im Jahr 2009 in allen Regionen das Ambulant Betreute Wohnen für Menschen mit geistiger Behinderung quantitativ und qualitativ ausgebaut werden. 

Das Geschäftsfeld BeWo wurde in 2009 in das neue QMS als Dienstleistungsprozess 03  „Hilfe und Assistenz im ambulanten Bereich“ integriert mit der Festlegung von Qualitätsstandards und –zielen und prüfbaren Soll- und Messgrößen.

Tabelle:
 Ambulant Betreutes Wohnen (Stichtag 31.12.2009)

	
	2009
	2008

	Gender
	w
	m
	alle
	w
	m
	alle

	Abgeschlossene Betreuungsverträge
	63 
	83 
	146 
	61
	69
	130

	genehmigte Fachleistungsstunden wöchentlich
	417,8 
	600,1 
	1017,9 
	392,9
	504.6
	897,5

	Stundenzahl im Einzelfall -Minimum
	3 
	 2
	
	3
	2
	

	Stundenzahl im Einzelfall -Maximum
	 25,5
	17 
	
	25,5
	15
	

	Gekündigte Betreuungsverträge
seit 2006
	 5
	2 
	7
	5
	0
	5


Ambulant Betreutes Wohnen: Entwicklung Fallzahlen und 
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   genehmigte Fachleistungsstunden pro Woche

Im Vergleich zum Geschäftsjahr 2008 erhöhte sich die Zahl der Betreuungsverträge im Jahr 2009 im LVR-HPH-Netz West um 12 % , insbesondere auch für Menschen mit geistiger Behinderung und hohem ambulanten Hilfebedarf. Sehr gut angenommen und akzeptiert wurden auch ambulante Wohngemeinschaften. Positive Auswirkungen auf den Prozess der Ambulantisierung hatten auch weiterhin die BeWo-Stadtbüros in Düren und Dülken, sowie die Beratung durch die KoKoBe als Anlaufstelle für Interessenten /-innen und als offener Treffpunkt für Kunden/-innen.
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Ambulant Betreutes Wohnen:  Erlösentwicklung 2006 - 2009
Die Erlösentwicklung der Jahre 2006 bis  2009 zeigt eine ebenfalls kontinuierliche Steigerung in den zurückliegenden Jahren.

Das Geschäftsfeld Ambulant Betreutes Wohnen mit den personenzentrierten Assistenzleistungen ist gut entwickelt, zukunftsorientiert und eine unumkehrbare Dienstleistung des LVR-HPH-Netz West geworden. Mit diesem innovativen Geschäftsfeld ist der Betrieb gut am Markt positioniert.
Bewertung:    ++
2.1.2.
Ausbau ambulanter Assistenzleistungen im Bereich Bildung und Freizeit 

Mit der wachsenden Anzahl der Kunden/-innen im BeWo war auch in 2009 eine hohe Nachfrage nach Bildungs- und Freizeitangeboten festzustellen. Die Öffnung der  Freizeit- und Bildungsangebote in den  bestehenden HPZ/RBB für externe Kunden/-innen erfolgte im Jahr 2009 auf dem hohen Niveau der Vorjahre. Hier gilt es,  das Angebot weiter zu sichern und im Zuge steigender Nachfragen bedarfsorientiert anzubieten. 

Bewertung:    +

Entwicklung ambulanter Freizeit- und Bildungsangebote (Stichtag 31.12.2009)
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2.1.3. Ausbau ambulanter Assistenzleistungen im Bereich Tagesstruktur 

Entwicklung Ambulante Bildungs- /Freizeitangebote und Tagesstruktur

Die Angebotsentwicklung im Bereich ambulante Tagesstruktur für nicht WfbM-Beschäftigte stagniert aufgrund fehlender Nachfrage und  vor dem Hintergrund nicht refinanzierter Dienstleistungen.

Bewertung:    -
Entwicklung  ambulanter Assistenzleistungen Tagesstruktur (Stichtag 31.12.2009)
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2.1.4. 
Professionalisierung von stationären speziellen Hilfebedarfen 

Die Dienstleistungen des LVR-HPH-Netz West für Menschen mit geistiger Behinderung und sehr hohem und speziellen Unterstützungsbedarf konnten im Jahr 2009 optimiert werden. Die Zielgruppen dieser spezialisierten Assistenzleistungen sind Menschen mit geistiger Behinderung und 

· Gehörlosigkeit

· sozialem Integrationsbedarf

· Autismus 

Die Assistenzleistungen für die Kunden/-innen mit geistiger Behinderung und Gehörlosigkeit wurde durch die Einstellung von gehörlosem Fachpersonals qualifiziert,  in 2009 stiegt die Zahl der MA mit Gehörlosigkeit der Region Euskirchen  auf insgesamt 7 MitarbeiterInnen.

Die Assistenzleistungen für Menschen mit Autismus wurden professionalisiert durch die Fortschreibung der TEACCH Konzeption, dem Aufbau tagesstrukturierender Beschäftigung für Menschen mit Autismus und der schrittweisen Einführung des spezifischen Dokumentationssystems  Structured Teaching Documentation. 

Der Bedarf nach Wohnformen und Angeboten im Sinne tagesstrukturierender Beschäftigung für Menschen mit Autismus ist weiter steigend, daher gilt es auch in Zukunft diese Spezialisierung qualitativ und quantitativ weiterzuentwickeln.

Bewertung:    +
Entwicklung Hilfebedarfe 2006 - 2009
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2.1.5. Einführung der IT-gestützten Dokumentation 

Mit der Vorbereitung der Einführung der elektronischen Bewohner- und Leistungsdokumentation wurde in 2009 begonnen. Die IT-Dokumentation Vivendi soll in 2010 die bisherige papiergebundene Dokumentation komplett ablösen, den Dokumentationsaufwand für die MA reduzieren und vereinfachen, administrative Aufgaben bündeln und verkürzen. 

Bewertung:    +
2.1.6  Ausbau des freiwilligen Engagements zur Unterstützung der Teilhabebedarfe   

Die Erweiterung der ehrenamtlichen Arbeit für die Kunden/-innen des LVR-HPH-Netz West mit systematischem Ausbau freiwilliger und ehrenamtlicher Leistungen in allen Regionen wurde im Jahr 2009 nicht entsprechend der Zielsetzungen erreicht.

Die Zielsetzung wird für das Jahr 2010 konkretisiert, der Aufbau ehrenamtlichen Engagements in einer Modellregion konzeptionell beschrieben und umgesetzt.  

Bewertung:    -

2.1.7. Beteiligung an dem ESF-Projekt Migration und Behinderung

Das Projekt mit der Zielsetzung der Förderung der interkulturellen Kompetenz der MA und der Teilhabechancen von Menschen mit geistiger Behinderung und Migrationshintergrund wurde wegen fehlender ESF- Finanzierungszusagen nicht durchgeführt. 

 Bewertung:    -
2.2.
Operative Unternehmenssteuerung

Der Prozess der operativen Unternehmenssteuerung regelt die Übertragung der Verantwortung der Betriebsleitung auf die Ebene der weiteren Führungskräfte, der Regional- und Abteilungsleitungen sowie der Teamleitungen, einschließlich der Kontrollaktivitäten der jeweils übergeordneten Führungskräfte.
Zur Erfassung und Verfolgung der operativen Arbeit und der Prozesssicherheit wurde in 2009 im LVR-HPH-Netz West der Kommunikations- und Informationsprozess neu ausgerichtet durch klare festgelegte Informations- und Rückmeldeverantwortlichkeiten als Bringleistung und einer miteinander verzahnten Gremien-, Kommunikations-, und Berichtskultur. Die Kennzahlenerhebung und -rückmeldung wurde in einem neuen umfassenden Kennzahlenkalender verbindlich geregelt, der alle Ebenen des LVR-HPH-Netz West verantwortlich einbindet.  

Die Auswertung der Kennzahlenerhebung und der Qualitätsberichte zeigt ein insgesamt positives Bild der operativen Unternehmensführung, abgebildet in den Dienstleistungs
prozessen (DLP) und Unterstützenden Prozessen (UP). Die Prozesssicherheit, die Einhaltung der Standards und Leistungsversprechen war in 2009 gegeben.

2.2.1. Dienstleistungsprozesse

Die Dienstleistungsprozesse regeln im:

DLP 01  die Steuerung des Beratungsprozesses mit dem Ziel der umfassenden, per-

            sonenzentrierten Beratung für passgenaue Leistungsangebote.

DLP 02  die Hilfe und Assistenz im stationären Bereich mit dem Ziel der Realisierung von 


  Normalität, Selbstbestimmung, Teilhabe auf der Basis des Leitbildes.


DLP 03  die Hilfe und Assistenz im ambulanten Bereich dem Ziel der Erbringung ´

qualitativ hochwertiger Assistenzleistungen auf der Grundlage der individuellen      

Bedarfe und Wünsche.

DLP 04  die Assistenzleistungen zur Tagesstrukturierung für nicht WfbM Besucher mit 

dem Ziel  der Ermöglichung von Beschäftigung , der Vorbereitung auf einen Arbeitsplatz und der Stärkung gesellschaftlicher Teilhabe.

Im Ergebnis wurden in den vier Dienstleistungsprozessen  die definierten Leistungsstandards und Zielsetzungen weitestgehend erreicht. Mit diesem guten Ergebnis schließt das LVR-HPH-Netz West in dem Geschäftsjahr 2009 an das hohe Zielerreichungs- und Standarderfüllungsniveau der Vorjahre an. Die Prozesse sind sicher, qualitativ hochwertig und zielorientiert.

Bewertung:
+
Korrekturbedarfe und Verbesserungsmaßnahmen sind festzustellen in den DLP 02/ 03 in den Bereichen:

· 100%-ige, fristgerechte IHP Erstellung mit einer Abweichung in 2009  von :

3,24 % für stationäre Kunden/-innen (6 Kunden/-innen),

2,06 % für ambulante Kunden/-innen (2 Kunden/-innen).  

· Antragsverfahren für die IHP in der HPK mit der Sollvorgabe 0% Modifikationen/Ablehnungen der vorgelegten IHP. Ergebnis in 2009:

Modifikation der IHP für 31 stationäre Kunden/-innen ( 17 % ),  

plus 5 Ablehnungen ( 2,75 %) .

Modifikation der IHP für 18 amb. Kunden/-innen (18 % ), 

plus 1 Ablehnung (1 %).

Die Inhalte der Modifikation der IHP seitens des Kostenträgers wurden nicht registriert, (z.B. verkürzte Bewilligungszeit, Höhe der FLS). Diese werden im Berichtzeitraum 2010 erfasst, um detailliertere Entscheidungen für ggf. notwendige Prozesssteuerungen treffen zu können.

Abgelehnte Anträge werden in 2010 nach der HPK direkt der FD gemeldet.

· Standarderfüllung Urlaubsreisen:

Fehlende Urlaubsreise innerhalb von zwei Jahren für 19 Kunden/-innen aus der Region 5.

Korrektur der regionalen Urlaubsangebote zur Erreichung der Standards und Leistungsversprechen in 2010.

2.2.2.
Unterstützende Prozesse (UP)

Mit der Überarbeitung der unterstützenden Prozesse sollte erreicht werden, dass die 

UP den inhaltlichen und organisatorischen Bezug zu Leitbild und Leistungsversprechen aufzeigen.

UP bilden nicht die Organisations- und Kommunikationsstruktur der Verwaltung ab, sondern beschreiben konkret Ziel und Inhalt der Unterstützungsleistung der Verwaltung als Vor-,  Teil- oder Endprodukt der vertraglich zugesicherten Leistung gegenüber den Kunden/-innen.

Schnittstellen und Verzahnungen mit den Bereichen Wohnen, Betreutes Wohnen und Tagesstruktur sollen gegenseitigen kontinuierlichen Informations- und Wissenstransfer ermöglichen und gemeinschaftliche  Prozess- und Ergebnisverantwortung stärken. Prozessstrukturen werden entbürokratisiert. Transparenz und Rückverfolgbarkeit von effizienter Arbeitsweise ersetzen ständigen Rechtfertigungsdruck uneindeutigen Verwaltungshandelns.

UP01: Finanzen

Der Unterstützende Prozess Finanzen ist definiert als Steuerung der laufenden Finanzierung, Sicherung der Liquidität und Investitionsrechnung des Unternehmens und Optimierung des Unternehmenswertes.

Die Sicherung individueller Geld- und Leistungsansprüche der Kunden/-innen und die Ausrichtung des Finanzmanagements an der individuellen Unterstützungsbedürftigkeit des/der Kunden/-in prägen den UP. Die Prozessorganisation und –struktur berücksichtigt zentrale Rahmenbedingungen des Kosten- und Einrichtungsträgers. Leistungs- und Finanzziele der Betriebsleitung werden dezentral abgeleitet und in zentralen und regionalen Budgets abgebildet. Die regionale Erlös- und Kapazitätsplanung 2010 zeigt die Ableitung aus regionalen Zielvereinbarungen. Die Verzahnung der DLP 01 / 02  und des UP 01 wird durch die Zusammenarbeit mit dem zukünftigen zentralen Aufnahmemanagement,  der in Einführung befindlichen Dokumentationssoftware Vivendi (Stammdatenmanagement und Eigengeldverwaltung) und der Leistungsabrechnung erreicht. Prozessoptimierung im Fachbereich wurde eingeleitet durch eine Organisationsentwicklung und auch im Rahmen der Kooperation mit LVR-HPH-Netz Ost.

Bewertung: +

UP02: Personalwirtschaft
Der unterstützende Prozess Personalwirtschaft ist definiert als Umsetzung der Vorgaben des Personalmanagements und Bewirtschaftung der Personalressourcen unter Einhaltung der gesetzlichen und tariflichen Vorgaben. 

Bedarfsorientierter und wirtschaftlicher Personaleinsatz in der  Assistenz- und Betreuungsleistung erfordert auf allen Ebenen eine zielführende und handlungsleitende Kooperation zwischen den Verantwortlichen. Die fortlaufende Überwachung der Einhaltung vereinbarter Betreuungsqualität durch entsprechende Bereitstellung des benötigten Personals ist genauso unabdingbar wie die Einhaltung der Budgetvorgaben.

Die Sicherung des notwendigen Personals im Rahmen der Budgetvorgaben durch zeitnahe Ersatzeinstellungen oder sonstige Maßnahmen ist  gegeben. Die administrative Abwicklung in der Verzahnung mit der LVR-Trägerverwaltung verlief reibungslos. Die Vollziehung der Organisationsänderung im Leistungsbezug zum LVR-SB-Viersen verläuft fehlerfrei. Vereinbarte Qualifizierungsmaßnahmen in der Personalsachbearbeitung sind umgesetzt worden.

Die Übertragung der Ressourcenverantwortung auf die Regionalleitungen ist erfolgreich implementiert. Die im Personalkostencontrolling ausgewiesenen Regionalergebnisse 1 bis 8 entsprechen den Zielvorgaben. Mögliche Fehlerquellen sind Zuordnungsdifferenzen zu den Geschäftsbereichen BEWO und Wohnen. 

Als besonders herausfordernd hat sich der Planungsprozess zur Fortführung des 

Personalbestandes unter veränderten Rahmenbedingungen 2009/2010 herausgestellt. Für die Ermittlung des bedarfsorientierten Personaleinsatzes bei rückläufigen Finanzierungsbedingungen wurde die Weiterentwicklung des Personalplanungsin-

struments Regionale Erträge/Regionaler Personalaufwand  um die Funktionalität Jahresstundensteuerung/Individueller Unterstützungsbedarf des/der Kunden/Kundin  beschlossen.

Bewertung: +

UP03: Dienstleistung auf Einzelauftrag

Der unterstützende Prozess regelt die unterstützenden Dienstleistungen, für die ein Einzelauftrag erforderlich ist. Ziel des Prozesses ist eine zeitnahe und effiziente Erfüllung der Einzelaufträge zur Unterstützung der Leistungsversprechen im Rahmen der zur Verfügung stehenden Ressourcen.

Unterstützende Dienstleistungen müssen (nur) dann durch Auftrag initialisiert werden, soweit sich deren fortlaufende Bereitstellung nicht normativ oder aus der Natur der Sache ergibt. 

Regelmäßig gehören alle Anträge zur Gestaltung des Wohn – und Lebensraums der Kunden/-innnen und die Instandhaltung der Liegenschaften dazu. Zentralisierungsentscheidungen des LVR-Vorstands im Beschaffungswesen haben die Festlegung von Abgrenzungskriterien zu dezentralen Strukturen erforderlich gemacht. Individuelle 
Kundenanforderungen wurden im zentralen LVR-Einkauf eingebracht und die laufende Bereitstellung abgesichert. Die Beschaffung von Pflege- und Medizinprodukten unterliegt vorheriger fachlicher Beratung und Ergebnisprüfung durch die Pflegedienstleitung. Transparenz und Rückverfolgbarkeit über den laufenden Bearbeitungsstand ist durch ein laufendes Auftragscontrolling abgesichert. Für die Überwachung der Auftragsbearbeitung zur Bauunterhaltung und Instandhaltung durch den LVR-Servicebetrieb Viersen wurde im 4. Quartal 2009 eine verschärfte Bearbeitungskontrolle eingeführt. 

Bewertung: +

UP04: Dienstleistung aus Verpflichtung/ - ohne Einzelauftrag
     Der Prozess regelt die unterstützenden Dienstleistungen aufgrund gesetzlicher Vor          
gaben, Herstellerangaben und aus Selbstverpflichtung zur Gefahrenabwehr sowie  
zum Vermögensschutz und Werterhalt wartungsbedürftiger technischer Anlagen, 
beigestellter medizinischer Produkte und Liegenschaften.

Alle Dienstleistungen, deren fortlaufende Bereitstellung notwendigerweise für das 
Leben der Kunden/-innen in ihrer Wohnung notwendig sind, müssen in Hinblick auf 
die individuellen Kundenanforderung und ihrem normativen Hintergrund geprüft und 
umfassend bereitgestellt werden. Der Katalog dieser Einzelleistung ist nicht abschlie-
ßend. 

Vorgaben und Instrumente zur fortlaufende Qualitätsprüfung sind eingeleitet für die 
Bereiche Wartung technischer Anlagen, Brandschutz, Prozesssicherheit Gebäudein-
standhaltung und Arbeitsschutz. 

Bewertung: +
2.3. Verbesserungsmanagement
Aufgenommen und ausgewertet wurden:

· Ergebnisse aus Internen Audits

· Beschwerden

· Fehlermeldungen von MitarbeiterInnen

· Ergebnisse aus Überprüfungen Externer und Aufsichtsbehörden (Heimaufsicht, Arbeitssicherheit, Hygiene, Externes Audit der  DQS, Wirtschaftsprüfer)

2.3.1.
Interne Audits 2009

Tabelle:
Ergebnisse Interne Audits 2009

(Datenbasis: Datenbasis K&V Excel 2009, Auditberichte  Regionen 1-8, Auditjahresplan 2009)

	Ergebnisse Interner Audits
	2009
	2008

	Ausgewertete Audits
	31
	36

	Eingeleitete Korrekturmaßnahmen
	30
	31

	Nachaudits bzw. Folgeaudits zur K&V eingeleitet
	03
	04


Auswahl Feststellungen in den internen Audits 2009

	Auditthema
	Ohne

Qualitätsabweichungen
	Abweichungen

	Individuelle Hilfeplanung, Ableitung von Maßnahmen
	15
	3

	Gesundheitsförderung (Folgebehandlungen, Maßnahmenvereinbarungen)
	5
	2

	Arzneimittelsicherheit (Lagerung Medikamente, korrekte Dokumentation und Ausführung verordneter Medikation)
	10
	6

	Hygiene/Lebensmittel


	6
	5


Zu den Ergebnissen der Auditschwerpunkte 2009 können folgende Feststellungen getroffen werden:

· Die Systematik zur IHP-Erstellung und Ableitung von Maßnahmen sowie die

Sorgfalt bezüglich zu organisierender Folgebehandlungen und Arztvorstellungen war in den auditierten Bereichen positiv. 

· In den Wohnbereichen mit hohen Pflegeanforderungen wurden die Verordnungen und daraus resultieren Maßnahmen sowie deren Dokumentationen überprüft und ggf. korrigiert nach Beratung durch den Pflegedienstleiter. Die AuditorInnen wurden zum Thema Pflege gezielt geschult.

· Die Arzneimittelsicherheit  war fehlerbehaftet, die Auditergebnisse  nicht zufrieden stellend. Aufgrund des Risikopotenzials wurden sofortige Korrekturmaßnahmen eingeleitet und realisiert.

· Zur Umsetzung der Hygieneanforderungen und zum Umgang mit Lebensmitteln wurden die MA gezielt geschult und durch Begehungen der Hygienebeauftragten mit konkreter Beratung und Unterweisung vor Ort unterstützt. Festgestellte Abweichungen waren individuelle Fehler mit geringem Risikopotenzial, systematische  Fehler konnten nicht festgestellt werden.

· Zu zwei geplanten Nachaudits aus dem Jahr 2008 mussten jeweils weitere Maßnahmen vereinbart werden, da auch die korrigierten Leistungen in 2009 nach Bewertung der AuditorInnen nicht den Vorgaben entsprachen. Über diese Qualitätsabweichungen wurde die FD zeitnah informiert. 

· Die Beschaffung der Inkontinenzmittel für die Regionen 5-8 war unbefriedigend, da diese zentral in Hommelsheim gelagert wurden und dadurch erheblicher Zeitaufwand für  die MA entstand.

· Die Termineinhaltung zur Berichterstellung und Überwachung der Korrekturmaß-nahmen war in 2009 nicht zufrieden stellend.

Der Prozess der Auditdurchführung, der Feststellung von Qualitätsabweichungen und der Einleitung von Korrekturmaßnahmen ist geeignet und wirksam. Die Auditberichte sind aussagekräftig und eine qualitative Grundlage für eine Gesamtauswertung.

Bewertung:    +

Korrektur- und Verbesserungsmaßnahmen:
· Zur Verbesserung der Planung, Durchführung und Dokumentation med. Maßnahmen werden in 2010 einzelne ausgewiesene Audits mit dem Pflegedienstleiter durchgeführt.

· Arzneimittelsicherheit ist in 2010 Pflichtthema in jedem Audit der Wohnbereiche. In ausgewählten Bereichen werden außerhalb von Audits zusätzlich weitere 

Überprüfungen durch die QMB durchgeführt.

· Verbesserung der Maßnahmenverfolgung, Kooperation und Zuverlässigkeit durch die Einplanung verbindlicher regelmäßiger Organisationszeiten (QMB).

· Verbesserung der  Auditvor- und -nachbereitung. 

2.3.2.  Beschwerdemanagement
Zusammengefasst summierten sich im Zeitraum Januar bis Dezember 2009 im LVR-HPH-Netz West die schriftlich geäußerten Beschwerden wie folgt:

Tabelle:
Beschwerden 2006 -2009  (Stichtag 31. 12. des Jahres)

	Beschwerden
	2009
	2008
	2007
	2006

	Kunden/-innen über Abläufe im Zusammenleben
	01
	00
	01
	00

	Kunden/-innen über internen Service 
	00
	02
	00
	02

	Beschwerden von gBet oder Angehörigen 
	03
	05
	05
	04

	Beschwerden von MA
	13
	06
	14
	09

	Beschwerden von Externen oder Organisationen 
	04
	05
	04
	02

	Gesamt
	21
	18
	24
	17


Die Zahl der Beschwerden ist vergleichbar mit den Vorjahren. Die schriftlichen Beschwerden der MA über den internen Service sind in 2009 angestiegen und zielten 

überwiegend ab auf die Reinigungsleistungen von Rheinlandkultur und auf Mängel bei der Versendung von bestellten Medikalprodukten.

Insgesamt wurden die Beschwerden schnell und in den vereinbarten Zeiträumen bearbeitet und vollständig abgeschlossen.

Die Korrekturmaßnahme zur Prozessoptimierung des  Beschwerdemanagements aus dem Jahr 2008 war wirksam und damit die Prozesssicherheit in 2009 durchgängig gegeben.

Bewertung: 
+

Korrektur- und Verbesserungsmaßnahmen:
· In 2010 wird die Verfahrensanweisung zum Beschwerdemanagement modifiziert und ausdifferenziert zugunsten der systematischen Erfassung und Bearbeitung von mündlichen Beschwerden der internen Kunden/-innen.

2.3.3. Externe Überprüfungen

Seit November 2008 ist die Koordination und systematische Auswertung zu den Ergebnissen aus externen Überprüfungen verbindlich geregelt und die Verantwortlichkeiten für die  Bearbeitung und der Rückmeldung ist definiert. Systematische Fehler werden seitdem zeitnah erkannt, kommuniziert,  korrigiert und die Prozesssicherheit fortlaufend optimiert. 

2.3.3.1. Begehungen zum WTG durch die Aufsichtsbehörden
Die Überprüfungen durch die Aufsichtsbehörden erfolgen seit dem Inkrafttreten des WTG grundsätzlich unangemeldet.  Im Jahr 2009 wurden in allen Regionen des LVR-HPH-Netz West Prüfungen durchgeführt

Sehr positiv betonten die Aufsichtsbehörden die Atmosphäre in den Wohnverbünden, die individuelle und wohnliche Gestaltung, die differenzierte und individuelle Hilfeplanung, die Einzugskonzeption und die hohe Zahl von Fachkräften sowie die Rückmeldung zur Zufriedenheit der von den Heimaufsichten befragten Kunden/-innen.

Schwerpunkte der Beanstandungen durch die Aufsichtsbehörden lagen in den Bereichen:

· Fehlende Regelungen zur Erfassung, Bearbeitung und Dokumentation  mündlicher Beschwerden.

Die Verfahrensanweisung zum Umgang mit mündlichen Beschwerden wird in 2010 eingeführt.

· Fehlerhafte Handzeichenlisten

Kein systematischer Fehler, die Korrektur erfolgte in jedem Einzelfall

· Informationsverpflichtung zur G & V -Rechnung

Die Gewinn- und Verlustrechnung wird im zweiten Quartal 2010 den Bewohnerbeiräten in leichter  Sprache übermittelt und den gesetzlichen BetreuerInnen bekannt gemacht. 

· Personallisten, Dienstpläne

Festgestellte Diskrepanzen zwischen Personallisten und Dienstplänen wurden in jedem Einzelfall bearbeitet.

Bewertung:
+

Korrektur- und Verbesserungsmaßnahmen:

· Gezielte weitere Umsetzung des WTG im LVR-HPH-Netz West auf der Basis des im Dezember 2009 vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW in Kraft gesetzten landesweit einheitlichen Rahmenprüfkataloges.

· Fortsetzung der Schulungen der MA zum WTG und Rahmenprüfkatalog.

2.3.3.2.  Arbeitssicherheit

In 2010 wurden 10  Begehungen zur Überprüfung der Arbeitssicherheit durchgeführt.

Es wurden keine systematischen Fehler festgestellt es waren lediglich Einzelfehler zu beheben, die in der Regel in der individuellen Ausgestaltung der Bildschirmarbeitsplätze durch das Personal bestanden.
Bewertung:
+

Korrektur- und Verbesserungsmaßnahmen:
· Das bisherige Verfahren wird in 2010 erweitert um stichprobenartige Überprüfung der Realisierung der zugesagten Korrekturen im Bereich Arbeitssicherheit.

2.3.3.3. Verbesserungspotenziale aus dem Gutachten der DQS vom März 2009

Die im DQS-Bericht zum Zertifizierungsaudit 2009 festgestellten Stärken und Potenziale wurden im LVR-HPH-Netz West als Empfehlungen und Hinweise für Entwicklungsfelder kommuniziert und ins Qualitätsmanagement integriert.

Insbesondere die Empfehlungen zur Optimierung  der Dienstleistung  ambulante und stationäre Pflege sind in die Bearbeitung des QMS  aufgenommen worden.

2.3.3.4. Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und RPA
Der Jahresabschluss 2009 ist in Bearbeitung. Die Prüfungen durch die  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und das Gemeindeprüfungsamt stehen noch aus. 

Der LVR-Fachbereich Rechnungsprüfung hat in 2009 geprüft:

- 11.11.2009: Kalkulation der Fortbildungen 

  Ergebnis steht noch aus

- 01.07.2009: Prüfung der VOL-Vergaben

  keine Beanstandungen

- 17.06.2009: Online-Überwachungen der Zahlungsbedingungen

  keine Beanstandungen

- 18.03.2009: Online-Überwachungen zur Zahlungsabwicklung
  Keine Beanstandungen

- 18.02.2009: Bewohnergeldverwaltung

  Beanstandungen wegen Dokumentationsfehler und unzureichender Belegführung

- 04.03.2009:Zahlungsabwicklung 

  Beanstandung wegen versäumten Skontoabzug.

2.3.4.
Fehlermeldungen 

(Datenbasis K&V Excel 2009)

	Zahl gemeldeter Fehler
	Schwerpunkt
	nicht erledigt, 

bzw. unbekannt

	1. Halbjahr: 17
	13     
UP 03 - Reparatur, 

        
Gebäudemanagement
	5      nicht erledigt

2      unbekannt

	2. Halbjahr: 8
	5       
UP 03 - Reparatur 

Gebäudemanagement
	7      nicht abgeschlossene 

        Maßnahmen


Im Unterstützenden Prozess 03 Dienstleistung der Verwaltung konnte im 2. Halbjahr eine Verbesserung im Bereich Gebäudemanagement registriert werden. Die vorstehenden
offenen Fälle sind aufgrund von Abweichungen von den Standards durch die kaufmännische Betriebsleitung legitimiert.  Bei einem Auftragsvolumen von rd. 1.100 zu bearbei-

tenden Anträgen beträgt der Anteil der nicht abgeschlossenen Maßnahmen 0,54%.

Bewertung:
+

Korrektur- und Verbesserungsmaßnahmen:
· Die systematische Verfolgung und Bearbeitung von festgestellten Fehlern bis zum erfolgreichen Abschluss ist noch nicht zufriedenstellend. Alle beim zSB eingegangenen Fehlermeldungen werden in 2010 an den stellvertretenden KD als Prozessverantwortlichen weitergeleitet.

· Eingegangene Aufträge und in der Bearbeitung zu beanstandende Aufträge werden durch zSB registriert.

· Überprüfung mit Stichproben durch die QMB.

· Verbesserung der Kommunikation zu den Unterstützenden Prozessen: Mit der Vertretung des Kaufm. Direktors werden 14-tägige Besprechungstermine für 2010 vereinbart (QMB).

2.4.
Personalmanagement
2.4.1. Individuelle Qualifizierungsplanung: Schulungsorganisation und –durchführung

Im Geschäftsjahr 2009 wurde erstmalig die individuelle Qualifizierungsplanung in den Prozess der Zielvereinbarungen integriert mit dem Ziel eines noch stärker individuell an den MA-Ressourcen ausgerichteten, aus der Unternehmensstrategie abgeleiteten und 
auf die daraus resultierenden individuellen, operativen Aufgaben zugeschnittenen Bildungsmanagements.

Neben den in 2008 im voraus geplanten Fortbildungen wurden im Laufe des Jahres 2009 noch einmal fast ebenso viele spezifische, für die Arbeit und Zielsetzungen in den jeweiligen Wohnbereichen relevante Fortbildungen nachgefragt und entsprechend organisiert. Im Gesamtumfang gab es dadurch eine deutliche Steigerung der an den strategischen Zielen und am Leitbild des LVR-HPH-Netz West orientierten Mitarbeiterqualifizierungen. 

In 2009 wurden 103 fachlich-inhaltliche Fortbildungen durchgeführt. Wesentliche Fachthemen waren: Individuelle Hilfeplanung (IHP), Assistenz und Kundenorientierung, Kommunikation mit Kunden/-innen, Ambulante Unterstützungskonzepte, Öffentlichkeitsarbeit, Krisenintervention, Erste Hilfe und Notfallmaßnahmen, körperorientierte Verfahren.
Daneben lag ein Schwerpunkt in der Teamberatung (15 Teams), vor allem bezogen auf die Umsetzung der Leitziele, die teambezogene Arbeitsorganisation und das Zeitmanagement.

Tabelle: Anzahl der Fortbildungen und Teilnehmer/-innen   

           (ohne Pflichtfortbildungen und SP Expert–Schulungen, Tagungen und Coachings)

	
	2009
	2008

	
	Anzahl FB
	Anzahl 

TN
	Anzahl 
MA
	Anzahl 

FB
	Anzahl 

TN
	Anzahl 

MA

	FB
	103
	w 732  
	m 195  
	w

391  
	m

120
	62
	w

507   
	m

124   
	w

318  
	m 075  

	EDV
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Gesamt
	103
	927
	511
	62
	631
	393

	
	+ 66 %
	+ 47 %
	+ 30 %
	
	
	


FB = Fortbildung
EDV = PC-Fortbildungen     TN = Teilnehmerinnen und Teilnehmer   

MA = Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter - w =. weiblich – Monika = männlich
Tabelle: Fortbildungsumfang 

           (ohne Pflichtfortbildungen und SP-Expert Schulungen, Tagungen und Coachings)
	
	2009
	2008

	
	Anzahl FB
	FB– 

Tage
	FB– 

Std.
	Anzahl FB
	FB– 

Tage
	FB– 

Std.

	FB
	103
	w

873
	m

213


	w

6984
	m

1709
	62
	w

743  
	m

189  
	w

5721  
	m

1456  

	EDV
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Gesamt
	103
	1086
	8693
	62
	932
	7177

	
	+ 66 %
	+ 17 %
	+ 21 %
	
	
	


FB = Fortbildung
EDV = PC-Fortbildungen 
w = weiblich
    m = männlich 
Die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr zeigen einen gezielteren Einsatz der Ressourcen.  Bei einer Steigerung des Fortbildungsumfangs um ca. 20 % wurden über 60 % mehr zielorientierte Fortbildungen durchgeführt mit knapp 50 % mehr Teilnehmer/-innen. Damit wurden mehr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei einem im Verhältnis geringeren Zeitaufwand erreicht.

2.4.2. Pflichtfortbildungen

Der Bereich der Pflichtfortbildungen aufgrund gesetzlicher Vorgaben wurde im Laufe des Jahres neu organisiert. Organisation und/oder Controlling wurden dem Fortbildungsbeauftragten zugeordnet, die Leistungen zum vorbeugenden Brandschutz wurden extern eingekauft. 

Diese verpflichtenden  Themenbereiche waren und sind vorgegeben: Hygiene, Erste Hilfe / Ersthelfer, Umgang mit Fixiersystemen, Umgang mit Medikamenten, Umgang mit Geld, Anwendung medizinischer Hilfsmittel, Fahrsicherheit, vorbeugender Brandschutz,  Arbeitssicherheit
2.4.3. Zufriedenheitsbefragung

Von den internen Fortbildungen wurden 61  durch die Teilnehmerinnen und Teilnehmer bewertet. Dabei kam in 2009 ein neuer Fragebogen zum Einsatz, der Erwartungen und Zielsetzungen, den praktischen Nutzen sowie die methodische Vorgehensweise differenziert erfragt.

Die Bewertungen ergaben sehr gute Einschätzungen hinsichtlich der fachlichen Kompetenz und Teilnehmerorientierung der Referentinnen und Referenten sowie eine hohe Einschätzung zum praktischen Nutzen und dem Erhalt neuer Anregungen.

Das Personal bewerteten auf einer Skala von 1 – 4 :

(beste – schlechteste Bewertung)
	die Erfüllung der Erwartungen
	1,3   ( 1,0 - 2,0 )

	den Zielerreichungsgrad
	1,5   ( 1,0 – 2,1 )

	den praktischen Nutzen
	1,4   ( 1,0 – 2,4 )

	den Erhalt neuer Anregungen
	1,3   ( 1,0 – 2,5 )

	die Teilnehmerorientierung
	1,1   ( 1,0 – 2,0 )

	die methodische Vorgehensweise
	1,3   ( 1,0 – 2,3 )

	die fachliche Kompetenz der Referentin/des Referenten

	1,1   ( 1,0 – 1,4 )

	die Tagungsstätten / Räumlichkeiten

	1,7   ( 1,0 – 4,0 )     

	die Fortbildungsorganisation
	1,3   ( 1,0 – 2,4 )


2.4.4. Transfer-Evaluation

Im Rahmen der neuen Qualifizierungsplanung wurde auch die Transfer-Evaluation neu konzipiert.

Diese erfolgt nun strukturiert und regelmäßig
· im Rahmen der Teambesprechungen  

· im Rahmen des Zielvereinbarungsprozesses

·   dialogisch in der Netzwerkkonferenz im Rahmen einer thematisch vorbereiteten Sitzung.

Bewertung:  +  

Korrektur- und Verbesserungsmaßnahmen:

· In 2010 soll der Ressourceneinsatz im Qualifizierungsmanagement weiter optimiert werden durch noch gezieltere Schulungen, Setzung von Schwerpunktthemen orientiert an den strategischen Zielen 2010 und zeitlich verkürzte und inhaltlich gestraffte Fortbildungen.
2.5.
Innovation neuer Dienstleistungen 

Das Geschäftsjahr 2009 ist mit Blick auf die Entwicklung des neuen Geschäftsfeldes 

Ambulanter Pflegedienst für Menschen mit geistiger Behinderung und Pflege nach SGB V und SGB XI ein erfolgreiches Jahr. 

Wichtige und notwendige Voraussetzungen für den Ausbau der ambulanten, personen-zentrierten Hilfen aus einer Hand für Menschen mit geistiger Behinderung im Ambulant Betreuten Wohnen und Bedarf an pflegerischer Unterstützung wurden in 2009 abgeschlossen. Die Konzeption  für  den Ambulanten Pflegedienst - orientiert an den MDK- Prüfkriterien -  wurde erstellt, die notwendige räumlich-sachliche Ausstattung realisiert. Die Positionen der Pflegedienstleitung plus Stellvertretung konnten besetzt und die Personalkonzeption für den Pflegedienst erarbeitet und umgesetzt werden. 

Die Verträge mit den Kranken- und Pflegekassen fanden noch im 2009 Dezember ihren Abschluss mit der erfolgreichen Anerkennung und Zulassung des ersten Ambulanten Pflegedienstes im gesamten Landschaftsverband Rheinland.

Der Ambulante Pflegedienst des LVR-HPH-Netz West hat am 1. Januar 2010 seine Tätigkeit aufgenommen.

3.
Kundenzufriedenheit  

Der Grad der Zufriedenheit der Kundinnen und Kunden ist eine entscheidende Messlatte für die Qualität der Dienst- und Assistenzleistungen des LVR-HPH Netzes West. Die Qualität der Leistungen ist eingebettet in die veränderten Markt- und Rahmenbedingungen und in neue Bedarfsentwicklungen bei den Kunden/-innen. Menschen mit Behinderungen emanzipieren sich von Leistungsempfängern zu Kunden/-innen auf Augenhöhe im partnerschaftlichen Kontakt. 

Zur Steuerung und Fundierung des Qualitätsverbesserungsprozesses sind die Einschätzungen und Rückmeldungen der Kunden/-innen, insbesondere der Menschen mit Behinderungen und deren gesetzlichen BetreuerInnen/ Angehörige besonders wichtig. Sie geben uns Hinweise auf Verbesserungspotenziale und Entwicklungslinien.

Dem hat das LVR-HPH-Netz West Rechnung getragen und im Jahr 2009 eine Zufriedenheitsbefragung durchgeführt.

Im Mittelpunkt  der mündlichen Befragung durch unabhängige Interviewer/-innen standen die Menschen mit Behinderungen und deren subjektive Wahrnehmung und Bewertung der Qualität der erbrachten Leistung und ihre Zufriedenheit zu verschiedensten Aspekten des Wohnens, der Assistenzleistungen, der Wohnqualität, der Versorgung und der Kontakt- und Teilhabemöglichkeiten.  

Um den verschiedenen Lebenssituation und Interessenslagen der Kunden /-innen  Rechnung zu tragen, sind für die Befragung zwei unterschiedliche Fragebögen entwickelt worden:

· Fragebogen für die Kunden/-innen im stationären Bereich

· Fragebogen für die Kunden/-innen im Ambulant Betreuten Wohnen

Zur Verständigung im strukturierten Interview  mussten Erklärungshinweise und andere adäquate Kommunikationshilfen eingesetzt werden. 

Die zweite Zielgruppe der Befragung waren alle gesetzlichen BetreuerInnen, die in einer anonymen schriftlichen Befragung ihre subjektive Betrachtung und Beurteilung der Dienstleistung aus der Außenperspektive abgeben konnten. 
Die Ergebnisse der Kundenbefragung, die seit Ende Dezember 2009 vorliegen, zeigen Stärken und Entwicklungspotenziale in den Dienstleistungen des LVR-HPH-Netz West auf.

In 2010 geht es darum, die Ergebnisse der Kundenbefragung detailliert auszuwerten, flächendeckend im Netz bekannt zu machen, zu kommunizieren und gezielt und wirksam  zu bearbeiten im Sinne der Verbesserung der kundenorientierten Dienstleistungen.

4.
Verfolgung der Strategie 2012

Die Zielplanung für das Geschäftsjahr 2010 schließt als Zielkontinuum unmittelbar an die Zielplanung für das Jahr 2009 an mit der Fortführung der Zielsetzungen aus den Jahren 2008/2009.  

Im Jahr 2010  ist die Konsolidierung mit der Sicherung der erreichten Qualität und die Einnahmesicherung bei Aufwandsminderung eine große Herausforderung ebenso wie die innovative Weiterentwicklung und das Wachstum durch gesteigerte Nachfrage bei gesteigertem Kundennutzen.

Strategische Ziele für das Jahr 2010:

1.
Ausweitung des Geschäftsfeldes Ambulant Betreutes Wohnen, die Zahl der Kunden/-innen im BeWo ist Ende 2010 mindestens um weitere 25 % erhöht. 

2.
Etablierung des Ambulanten Pflegedienstes,  kontinuierliche Erweiterung der Angebote um das Geschäftsfeld Pflege nach SGB V und SGB XI,  Ausbau der ambulanten, passgenauen und personenzentrierten Hilfen aus einer Hand für Menschen mit geistiger Behinderung im BeWo und Bedarf an pflegerischer Unterstützung.

3.
Umstrukturierung stationärer Wohnverbünde zu ambulanten Wohngemeinschaf
ten, finanziert und diversifiziert nach SGB V, XI und XII. 

4.
Rahmenzielvereinbarung II 

Die Rahmenzielvereinbarung II ist in der am 19.09.2009 abgeschlossenen Zielvereinbarung  zwischen dem LVR Dezernat Soziales/ Integration und dem LVR Klinikverbund/ Heilpädagogische Hilfen konkretisiert und legt für das LVR-HPH-Netz West fest, dass ausgehend von der am 31.12.2008 vorhandenen Zahl der stationären Plätze im Vereinbarungszeitraum vom 01.01.2009 bis zum Stichtag 31.12.2011 weitere 22 stationäre Plätze in der Trägerschaft des LVR/ LWL  für Menschen mit geistiger Behinderung abgebaut werden.  

5.
Erweiterung der ehrenamtlichen Arbeit für und von den Kunden/-innen des LVR-HPH-Netz West mit systematischem Ausbau freiwilliger und ehrenamtlicher Leistungen in einer Modellregion zur Unterstützung der Teilhabebedarfe. 

6.
Optimierung der Kundenorientierung , Bearbeitung der Ergebnisse der Kundenbefragung.

7.
Einführung der Dokumentationssoftware Vivendi zur Optimierung der ressourcenorientierten, effizienten und effektiven Erfassung und Dokumentation kundenorientierter Leistungen.

8.
Qualifizierung der Dienstleistung Pflege für stationäre Kunden/Innen, Aufbau von Pflegekompetenz, Entwicklung von verbindlichen Pflegestandards.

5.
Ressourcensteuerung  

5.1.
Beurteilung des Geschäftsjahrs 2009

Für das Geschäftsjahr 2009 liegt zur Zeit noch kein Jahresabschluss vor. Der Quartalsbericht 4/2009 zeigt ein ausgeglichenes Betriebsergebnis. Die Erlöserwartungen im Wohnen wurde  erreicht, im BEWO leicht übertroffen. 

Die Personalentwicklung verlief erwartungsgemäß. Im stationären Wohnen waren jahresdurchschnittlich 468,29  VK (Plan = 471,23) in der Unterstützung der Kunden/-innen bei 34,5 Mio Euro Umsatz  (Plan 33,5 Mio Euro) eingesetzt. Im Betreuten Wohnen wurden 41.588 FLS durch 35,87 VK (Plan = 33,76) in der persönlichen Begleitung erbracht (Plan: 36.498 FLS) 

Der Planansatz für Gebäudeinstandhaltung wurde deutlich überschritten. Die mit den Regionen abgestimmten laufenden Renovierungsmaßnahmen (vorwiegende Malerarbeiten) wurden umgesetzt. Insbesondere die unterlassene Instandhaltung von Sanitärräumen und das Herrichten angemessenen Wohnraums im BEWO hatten Mehrkosten von 90.000 Euro zur Folge. Eine Verbesserung des stationären Wohnangebotes ist nicht erfolgt.

Im Zuge der Organisationsentwicklung LVR- Servicebetrieb Viersen wurden zum 1.01.2009 insgesamt 9,8 VK im Bereich Allgemeine Verwaltung/Personal/Controlling übernommen. Alle Dienstleistungen der UP werden nun wieder in Eigenleistung erbracht. Es wurde hierüber ein Einsparvolumen von 170.000 Euro erreicht. Mit LVR-Infokom besteht seit dem 1.07.2009 eine Leistungsvereinbarung über  First-Level-Support.

Für Dienstleistungen im Rahmen der Kooperation von Verwaltungsdienstleistungen mit dem LVR-HPH-Netz Ost wurden Sondererträge in Höhe von 90.000 Euro erwirtschaftet.

Der Aufbau einer mit den Regionalleitungen vereinbarten Rückstellung für Qualitätssicherung 2010 in Höhe von 600.000,00 Euro ist gelungen.

Bis 2012 müssen die zukünftigen Belastungen für Beihilfen und Pensionslasten mit einer entsprechenden Rückstellung abgesichert sein. Dies schränkt die Bildung von Rückstellungen zur Qualitätssicherung und zur Finanzierung von Innovationen deutlich ein.  

5.2.
Wirtschaftsprognose 2010

Die nach Abschluss der laufenden Tarifverhandlungen steigenden Personalkosten 2010 werden aller Voraussicht nach nicht durch entsprechend angepasste Leistungsentgelte kompensiert. Ausgleichspotenziale werden in höherer Auslastung im stationären Wohnen und Überprüfung der LT-Einstufung sowie der Steigerung von Effizienz und Effektivität des Personaleinsatzes und Einsparung im Wirtschafts- und Verwaltungsbedarf gesehen. Entsprechende Maßnahmen sind eingeleitet.

Ob es überhaupt zu einer Leistungsentgeltsteigerung kommt, ist ungewiss, eine Entscheidung wird nicht vor dem dritten Quartal 2010 erwartet. Geplante größere Sanierungsvorhaben sind durch Rückstellungen finanziert. In 2011 wird nach Vollzug des Abbaus von 22 stationären Wohnplätzen ohne Übergangsbudgets  ein auskömmliches Betriebsergebnis nur mit großen Anstrengungen möglich sein.

6.
Marktbeurteilung

Die UN-Konvention zum Schutz und zur Förderung der Rechte und Würde von Menschen mit Behinderungen gilt als eines der bedeutendsten Völkerrechtsdokumente, in denen die Rechte behinderter Menschen zukunftsorientiert zusammengefasst sind. Die Inhalte und Vorgaben der UN-Konvention werden die Entwicklung am Markt entscheidend beein-
flussen. Das Übereinkommen zielt darauf ab,  Menschen mit Behinderungen als gleichberechtigte Bürger/-innen anzuerkennen,  die ein selbstbestimmtes Leben führen und von der Gesellschaft erwarten können, dass diese sich für Barrierefreiheit und Antidiskriminierung einsetzt. 

Gesellschaftliche Teilhabe und Selbstbestimmung sind erstmals in Menschenrechten festgeschrieben. Mit den Forderungen nach Inklusion, Partizipation in allen Lebensbereichen, gleicher Anerkennung vor dem Recht, Lebensstandardgarantie, vollen Arbeitnehmerrechten, Wahlfreiheit des Lebensortes und der Lebensgemeinschaft kommt eine neue Sichtweise und ein verändertes Leistungsprofil als Aufgabe auf alle Träger, Einrichtungen und Dienste zu. 

Die demographische Entwicklung, der Anstieg der Lebenserwartung von Menschen mit Behinderungen stellt eine Herausforderung dar, die beantwortet werden muss durch die Fortführung der Ausdifferenzierung der individuellen Leistungen und Hilfen besonders für ältere Menschen, die Flexibilisierung der Dienste und die Spezialisierung von Angeboten für besondere Bedarfe im LVR-HPH-Netz West. 

Die Ausweitung der ambulanten Geschäftsfelder wird positiv bewertet: 

Im Betreuten Wohnen, in den ambulanten Beschäftigungs-, Bildungs-,  und Freizeitmöglichkeiten in den HPZ / RBB werden innovative und auch absehbar leistungsstarke Geschäftsfelder gesehen .

Insbesondere das Ambulant Betreute Wohnen ist eine zukunftsfähige und wachsende ambulante Dienstleistung, die in den letzten Jahren bereits systematisch qualitativ und quantitativ in allen Regionen des LVR-HPH-Netzes West erweitert wurde. Diese Entwicklung gilt es offensiv weiter fortzusetzen, um die Marktposition zu sichern und auszubauen.

Mit der zunehmenden Ambulantisierung der Hilfen im Bereich Wohnen steigt auch der Bedarf an ambulanten Pflegeleistungen nach SGB V  (häusliche Krankenpflege) und SGB XI ( Pflegeversicherungsleistungen). Die mit der Gründung des Ambulanten Pflegedienstes begonnene und existentiell notwendige Ausweitung des Geschäftsfeldes der ambulanten Pflege, die Organisation der Hilfen aus einer Hand für die steigende Anzahl älterer, pflegebedürftiger Menschen mit geistiger Behinderung muss und wird im LVR-HPH-Netz weiter fortgesetzt werden. An die gelungene Gründung des eigenen Ambulanten Pflegedienstes gilt es jetzt anzuschließen:

die Leistungsfähigkeit zunehmend etablieren , die Nachfrage bedarfs- und kundenorientiert beantworten mit passgenauen Pflegeleistungen und die Wirtschaftlichkeit des Ambulanten Pflegedienstes konsolidieren. 
Mit der Gründung des  Ambulanten Pflegedienstes sind die notwendigen Voraussetzungen geschaffen, um qualitativ und wirtschaftlich konkurrenzfähig zu bleiben.

Der Bedarf nach stationären Wohnhilfen, vor allem in den Gebietskörperschaften Düren, Rhein-Erft und Viersen ist weiterhin hoch, insbesondere für Menschen mit geistiger Behinderung mit sehr hohem Hilfe- und sozialem Integrationsbedarf. Mit der Qualität seiner Angebote für die Zielgruppe der Menschen mit geistiger Behinderung mit sehr hohem und komplexen Unterstützungsbedarf ist das LVR-HPH-Netz West ein Spitzenanbieter und will diese Position auch in Zukunft weiter festigen.

Die Bedeutung des Persönlichen Budgets nach § 17 SGB IX, als Leistungsform zur Realisierung selbstbestimmter Teilhabe, wird perspektivisch trotz der noch geringen Inanspruchnahme ( in NRW 25 Personen)  in den nächsten Jahren zunehmend wachsen. Es ist zu erwarten, dass in Zukunft Menschen mit Behinderungen verstärkt auch auf das „Persönliche Budget“ zurückgreifen und bei Trägern und Einrichtungen individuelle Hilfeleistungen und Assistenzen als Teilleistungen der Eingliederungshilfe einkaufen wollen. In den nächsten Jahren wird von Fachverbänden und Kostenträgern ein umfassender Umstieg von der Sachleistung auf das Persönliche Budget avisiert. Um markt- und konkurrenzfähig zu bleiben, muss das LVR-HPH-Netz West darauf vorbereitet werden, Leistungsmodule und Einzelleistungen auszudifferenzieren, zu verpreislichen und am Markt qualitativ hochwertig, individuell und kostengünstig anzubieten. 

Mit der Orientierung am Sozialraum, der notwendigen Organisation der Assistenz und Unterstützung im Gemeinwesen und der Stärkung der Menschen mit geistiger Behinderung als Bürger/-innen in ihrer Kommune bekommt auch das ehrenamtliche Engagement von Freiwilligen eine immer größere Bedeutung. Die Gewinnung, Qualifizierung und Einbeziehung von Freiwilligen zur Unterstützung der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben  setzt neue Anforderungen an das LVR-HPH-Netz West ebenso wie die Unterstützung von Menschen mit geistiger Behinderung als freiwillige Helfer mit Teilhabeleistungen und -bedarfen.

7.
Bewertung des  Qualitätsmanagementsystems 

Das neue QMS mit der neuen Prozessarchitektur stellt dem Paradigmenwechsel folgend die Kunden/-innen mit den individuellen Bedarfen an Assistenz, Teilhabe und Unterstützung in den Mittelpunkt. 

Mit dem neuen QMS als betriebliches Steuerungsinstrument ist das LVR-HPH-Netz West in der Lage, auf die neuen Anforderungen  in der Behindertenhilfe zu reagieren. Es kommt jetzt darauf an, alle Mitarbeiter/-innen und Kundenrückmeldungen in diesen Veränderungsprozess mit einzubeziehen und eine größtmögliche aktive Beteiligung bei der weiteren inhaltlichen Bearbeitung des QMS im Teil B sicherzustellen. 

Dieser Prozess der Modernisierung des QMS, der inhaltlichen Neuausrichtung und Auseinandersetzung, der Beschreibung der Prozesse, Standards, Messgrößen wird in 2010 abgeschlossen. 

8.
Planungen und Entwicklungen, die sich auf das QMS auswirken können

Die Behindertenhilfe befindet sich in einem komplexen Veränderungsprozess, das Leitziel der  Fürsorge ist abgelöst durch das Leitziel der Selbstbestimmung und Teilhabe. Die Überwindung der Ausgrenzung und die Leitidee der Inklusion, Selbstbestimmung und 
Partizipation, getragen von der UN-Konvention, dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, wird die Arbeit in der Behindertenhilfe grundsätzlich verändern und führt für alle am Prozess Beteiligten zu einem 
Wechsel der Perspektiven. Diesen Perspektivwechsel greift das im Jahr 2008 novellierte und im Januar 2009  in das LVR-HPH-Netz West eingeführte neue QMS auf. In  den kommenden Jahren wird es darauf ankommen, das QMS kontinuierlich den Änderungen und den Entwicklungen in der Behindertenhilfe anzupassen. 

Die  Gestaltungsmehrheit von SPD, Grünen und FDP hat in der Koalitionsvereinbarung für die 13. Wahlperiode der Landschaftsversammlung von 2009 –2014 ihre Handlungsfelder und Themenschwerpunkte auch für die LVR-HPH-Netze beschrieben: 

„Alle Angebote und Qualitätsstandards des LVR müssen sich am Ziel einer „inklusiven Gesellschaft“ ausrichten. Dazu wird eine Kommission Inklusion des Landschaftsausschusses gebildet, die dezernatsübergreifend die Initiativen aus Politik und Verwaltung koordinieren und ihre Umsetzung eng begleiten soll.“ (Auszug Koalitionsvereinbarung Februar 2010)

Für die LVR-HPH-Netze ist im Koalitionsvertrag vereinbart:
(Auszug Koalitionsvereinbarung Februar 2010)

„Die Heilpädagogischen Heime (HPH) sind erfolgreich zu drei Netzen zusammengefasst, Arbeitsabläufe und –organisation optimiert worden. Darauf wollen wir in der kommenden Wahlperiode aufbauen:

· Wir wollen die HPH als eigenständige Einrichtungen erhalten. Sie sollen eine Vorbildfunktion für die Umsteuerung hin zum selbstständigen Wohnen übernehmen und intensiv in der Region kooperieren. Dabei sollen die Ziele der UN-Behindertenrechtskonvention im Sinne von Inklusion für die HPH handlungsleitend sein. Die Übertragbarkeit von Elementen des Reformprozesses der LVR-Kliniken auf das Netzwerk ist zu prüfen.

· Wir wollen das persönliche Budget auch in unseren HPH modellhaft umsetzen und zu seiner Anwendung ermutigen.

· Wir setzen uns dafür ein, dass mehr Bewohnerinnen und Bewohner der HPH in den Werkstätten für behinderte Menschen Arbeit finden. Insbesondere Menschen, die jetzt oder in den vergangenen fünf Jahren in einem HPH aufgenommen wurden, sollen dabei unterstützt werden, eine ihrem persönlichen Bedarf entsprechende Beschäftigung in einer WfbM aufzunehmen, auch durch aktives Mitwirken der Kostenträger.

· Wir wollen die HPZ auf gezielte Hilfen für Menschen zurückführen, die keinen Werkstattplatz bekommen können, beispielsweise wegen ihres hohen Alters oder Verhaltensauffälligkeiten, und unter gleichen Voraussetzungen für Menschen aus dem ambulanten Wohnen öffnen.

· Wir wollen Anpassung und Ersatz – insbesondere nicht barrierefreien Wohnraums - für ambulante und stationäre Wohnangebote der HPH-Netze.

· Der Mietzins angemieteter Liegenschaften sollte, unter Berücksichtigung von Barrierefreiheit und nutzungsbezogenen Standards, am ortsüblichen Niveau orientiert sein.

· Wir fordern die Teilhabe von Menschen mit geistiger Behinderung am gesellschaftlichen Leben durch Nutzung der Angebote öffentlicher und freier Träger zur 
· politischen Bildung, europäischen Integration sowie Teilnahme an Kulturveranstaltungen.

· Die Zusammenarbeit der HPH-Netze mit anderen Trägern der Behindertenhilfe und den Kommunen wird intensiviert.“

Die Finanznot der  öffentlichen Haushalte, die dramatische Verschlechterung der Rahmenbedingungen für die nächsten Haushaltsjahre verbunden mit steigenden Fallzahlen   auf der Basis der demographische Entwicklung wird die Zukunft des LVR-HPH-Netz West beeinflussen. Durch gezielte Kostensenkungsmaßnahmen auch in den Sachkosten muss die drohende  Absenkung der Betreuungsqualität ab 2010 aufgefangen werden.

Die  Strategie des LVR, die Kosten im Bereich der Eingliederungshilfe nachhaltig zu senken und der grundlegende Umbau der Behindertenhilfe im Rheinland „Ambulant vor stationär“ bestimmt nachhaltig die Entwicklung des LVR-HPH-Netz West.

Die Rahmenzielvereinbarung II Wohnen (RZV II zur Weiterentwicklung der Ein-gliederungshilfe im Bereich der Hilfen zum Wohnen für erwachsene Menschen mit Behinderungen),  abgeschlossen zwischen der LAG der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege des Landes NRW und den Landschaftsverbänden Rheinland und Westfalen-Lippe sieht in der Konkretisierung als ZV zwischen dem LVR-Fachbereich 72/73 und dem LVR-Dezernat 8 im Wesentlichen vor:

· den nachhaltigen Abbau von Wohnheimplätzen fortzusetzen. 

Für das LVR-HPH-Netz West sind derzeit 22 Plätze vereinbart.

· Die Vereinheitlichung der Finanzierungssysteme für den stationären und am-bulanten Bereich der Leistungen zum Wohnen zu unterstützen.
· Das Abrechnungsverfahren mit den Fachbereichen 72 und 73 dem Abrechnungs-verfahren der übrigen Träger der Eingliederungshilfe im Rheinland anzugleichen.

Das Wohn- und Teilhabegesetz (WTG) mit seiner Fokussierung auf das Recht auf Teilhabe und der individuellen, am persönlichen Bedarf orientierten Hilfe, auf die individuelle Wohnqualität, auf die individuellen Mitbestimmungsrechte  und die Mitwirkungs/ Mitbestimmungsrechte des Bewohnerbeirates beeinflusst das QMS  auch in den kommenden Jahren maßgeblich im Sinne der am WTG orientierten Prozessgestaltung und Dienstleistungserbringung.  

Die Überwachung der Betreuungseinrichtungen mit Blick auf die Einhaltung und Umsetzung des WTG ist seit Dezember 2009 auf der Grundlage eines landesweit einheitlichen Rahmenprüfkataloges des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein Westfalen  verbindlich geregelt. Der Rahmenprüfkatalog enthält acht Prüfka-

tegorien mit 78 Leitfragen, in denen die Anforderungen an alle Betreuungseinrichtungen in NRW und somit auch für das LVR-HPH-Netz West beschrieben sind. Hier gilt es die Dienstleistungen des LVR-HPH-Netz West bezogen auf die Anforderungen zu überprüfen und ggf. Veränderungs- und Korrekturbedarfe in das QMS aufzunehmen. 

Die Novellierung des IHP und die Einführung des neuen IHP 3 im Jahr 2010 hat direkte Auswirkungen auf das QMS durch die notwendige Integration des IHP 3 in das System und der Umsetzung der veränderten Anforderungen an die individuelle Bedarfsfeststellung, Zieldefinition, Leistungsbeschreibung, -erbringung und –dokumentation.

Die Umstellung des Hilfeplansystems auf den IHP 3, die Anpassung im QMS, die Schulung der MA zur sicheren Anwendung und Umsetzung des veränderten Hilfeplanverfahrens wird ein Schwerpunkt in der Arbeit im Jahr 2010 sein.

Die in 2009 vom Überörtlichen Kostenträger begonnene Einführung von Assistenzleistungen für Menschen mit geistiger Behinderung, die Fachleistungsstunden im Rahmen der ambulanten Eingliederungshilfe zum selbstständigen Wohnen in Anspruch nehmen , ist ebenfalls in das QMS, in den Dienstleistungsprozess 03  aufzunehmen. In Abgrenzung zu Fachleistungsstunden mit den unmittelbaren anleitenden und auf Verselbstständigung ausgerichteten Betreuungsleistungen beinhalten die Assistenzstunden die stellvertretende Ausführung ohne Anleitungscharakter und Verselbstständigungsziele. Die Erbringung von Assistenzstunden ist nicht an Fachkräfte gebunden und muss inhaltlich und auch  in eine zu beschreibende Personalkonzeption des  DLP 03 aufgenommen werden.

Die von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) entwickelte Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit (International Classification of Functioning, Disability and Health – ICF) trägt dem speziellen Rehabilitations- und Förderbedarf von Menschen mit Behinderung in besonderer Weise Rechnung. Die Grundlagen und die Herangehensweise des ICF wurden bereits als neue Anforderung in die Individuelle Hilfeplanung ( IHP 3 )  aufgenommen. 

Der wichtigste Grundbegriff der ICF ist der Begriff der funktionalen Gesundheit, die gegeben ist, wenn der/die Betroffene: 
· über die Körperfunktionen, einschließlich des geistigen und seelischen Bereichs  und  die Körperstrukturen verfügt, die denen eines gesunden Menschen entsprechen  (Konzept der Körperfunktionen und –strukturen),

· die Aktivitäten umsetzen kann, die von einem Menschen ohne Gesundheits-problem erwartet werden (Konzept der Aktivitäten),

· sein/ihr Dasein in allen ihm/ihr wichtigen Lebensbereichen  in der Weise und in dem Umfang entfalten kann, wie es von Menschen ohne Beeinträchtigung der Körperfunktionen oder –strukturen oder der Aktivitäten erwartet wird (Konzept der Teilhabe) .

Der ICF verlässt die rein medizinische Betrachtungsweise und bezieht die psychosoziale Perspektive mit ein. Das wichtigste Konzept des ICF ist das Konzept der Teilhabe.  Beeinträchtigungen der Teilhabe sind Probleme, die eine Person beim Einbezogensein in eine Lebenssituation oder in einen Lebensbereich hat. Die Wiederherstellung oder Ver-

besserung der Teilhabe ist das vorrangige Ziel jeder Rehabilitation. Bei der Durchführung rehabilitativer Maßnahmen stehen das Aktivitätskonzept (insbesondere die Wiederherstellung oder der Erhalt selbst bestimmter Leistungsfähigkeiten) und die Berücksichtigung der umweltbedingten und personenbezogenen Kontextfaktoren (Beseitigung von Umweltbarrieren, Aufbau von individuellen, personenzentrierten Hilfen) im Vordergrund.

Der Beirat zur Überarbeitung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs legte im Januar 2009 mit dem Vorschlag für einen neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff (PBB) und des damit verbundenen neuen Begutachtungs-Assessment (NBA)  zur Feststellung von Pflegebedürftigkeit seinen Abschlussbericht vor. Wesentliches Ziel ist die Verbesserung der Lebenslagen von Menschen mit Pflegebedarf und Menschen mit Behinderungen, die in ihrer Selbstständigkeit beeinträchtigt sind. Gegenüber dem bisherigen verrichtungsbezogenen PBB steht  nunmehr die Betrachtung der Selbstständigkeit und ihrer Einschränkungen, die Auswirkungen der Einschränkungen auf die Alltagskompetenz und  das teilhabeorientierte Verständnis von Pflege im Mittelpunkt.

Für die Ermittlung des Pflegebedarfs sind die Aktivitäten und Fähigkeiten in 8 Modulen von Bedeutung: (1) Mobilität , (2) kognitive und kommunikative Fähigkeiten, (3) Verhaltensweisen und psychische Problemlagen, (4) Selbstversorgung, (5) Umgang mit krankheits-/therapiebedingten Anforderungen und Belastungen, (6) Gestaltung des Alltagslebens und soziale Kontakte, (7) außerhäusliche Pflege, (8) Haushaltsführung.

Damit können verstärkt Menschen mit Behinderungen und  Einschränkungen in der Alltagskompetenz  in die Pflegeversicherung einbezogen werden. Auswirkungen auf die Leistungen der Eingliederungshilfe und auf die Prozesse der Behindertenhilfe sind  zu erwarten. Die Abgrenzungsdiskussionen zwischen den Leistungen SGB XI und SGB XII werden 2010 ein zentral bundespolitisches Thema werden. 
Der Beschluss der 86. Konferenz der Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Arbeit und Soziales der Länder (ASMK) im November 2009 zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen wird nachhaltig die  Arbeit im LVR-HPH-Netz West beeinflussen. 

Die Beschlüsse der ASMK fordern die:

· Entwicklung von Maßstäben für bundesweit einheitliche Verfahren der Bedarfsermittlung und des Teilhabemanagements,

· personenzentrierte Ausrichtung der Eingliederungshilfe 

· Aufhebung der Sektoren ambulant, teilstationär und stationär zur Charakterisierung von Maßnahmen der Eingliederungshilfe,

· Abgrenzung der Eingliederungshilfe zu Leistungen der Pflegeversicherung und zur Hilfe zur Pflege,

· Förderung des Persönlichen Budgets,

· die Verbesserung der Teilhabe am Arbeitsleben mit der Erhöhung der Chance der  Beschäftigung im allgemeinen Arbeitsmarkt

· Förderung der inklusiven Sozialraumgestaltung durch die Erarbeitung von Handlungsstrategien, 

· Entwicklung eines Aktionsplans zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention.

Mit den Forderungen werden richtungsweisende Entwicklungen und grundlegende Veränderungen in der Behindertenhilfe angestoßen. 

Diese Zielsetzungen und handlungsleitenden Grundsätze bedeuten für alle Träger die Neuausrichtung vom einrichtungs- zum personenzentrierten und vom angebots- zum 
bedarforientierten Ansatz. Diese konzeptionelle Neuorientierung ist verbunden mit der Entwicklung eines durchlässigen und flexiblen Hilfesystems, der konsequenten Ausrichtung am individuellen Teilhabe- und  Hilfebedarf, der Orientierung an individuellen Wünschen statt an vorhandenen Wohnformen und dem regionalen Ausbau personenzentrierter Angebote.

9.
Gesamtbewertung 

Die Behindertenhilfe ist in den vergangenen Jahren wie kaum ein anderer Bereich von konzeptionellen Veränderungen gekennzeichnet. Der Paradigmenwechsel, die Individualisierung von Hilfen, die Inklusion und Selbstbestimmung, die konsequente Personenzentrierung und Kundenorientierung bestimmen die Konzepte und fachlich-inhaltlichen Veränderungs- und Umsteuerungsprozesse. 

Gleichzeitig verschärft sich die Konkurrenzsituation, immer mehr Anbieter drängen mit  ihren Leistungen für Menschen mit geistiger Behinderung auf den Markt bei einer zunehmend angespannten  Finanzsituation in den öffentlichen Haushalten.  

Das LVR-HPH-Netz West ist eingebunden in die gemeinsame Strategie 2012 der LVR-HPH-Netze. Sie wird auch in Zukunft Grundlage und Orientierung sein für die betriebliche Entwicklung. 

Das LVR-HPH-Netz West wird die komplexen Veränderungen in der Behindertenhilfe aufgreifen und die bereits differenzierten Leistungen weiter professionalisieren und innovativ fortentwickeln. Mit seinen Kernkompetenzen und innovativen betrieblichen Weiterentwicklungen hat das LVR-HPH-Netz West alle Voraussetzungen, sich in der ersten Reihe der Dienstleister für Menschen mit geistiger Behinderung zu behaupten.
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